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24. entgegen § 14 Absatz 1 Satz 1 nicht sicherstellt, dass den Beschäftigten eine 
schriftliche Betriebsanweisung in der vorgeschriebenen Weise zugänglich gemacht 
wird, 

25. entgegen § 14 Absatz 2 Satz 1 nicht sicherstellt, dass die Beschäftigten über auftre-
tende Gefährdungen und entsprechende Schutzmaßnahmen mündlich unterwiesen 
werden, 

26. entgegen § 14 Absatz 3 Nummer 2 nicht oder nicht rechtzeitig sicherstellt, dass die 
Beschäftigten und ihre Vertretung unterrichtet und informiert werden, 

27. entgegen § 14 Absatz 3 Nummer 3 nicht sicherstellt, dass ein aktualisiertes Ver-
zeichnis geführt wird,  

28. entgegen § 14 Absatz 3 Nummer 4 nicht sicherstellt, dass ein aktualisiertes Ver-
zeichnis 40 Jahre nach Ende der Exposition aufbewahrt wird, 

29. entgegen § 15c Absatz 3 Satz 1 ein Biozid-Produkt verwendet, 

30. entgegen § 15d Absatz 4 Satz 2 Nummer 2 Buchstabe a nicht sicherstellt, dass die 
Begasung von einer dort genannten Person durchgeführt wird, 

31. entgegen § 15d Absatz 4 Satz 2 Nummer 2 Buchstabe c nicht sicherstellt, dass ne-
ben dem Befähigungsscheininhaber eine weitere sachkundige Person anwesend ist, 
oder 

32. entgegen § 15d Absatz 5 Nummer 1 einen Gefahrenbereich nicht oder nicht recht-
zeitig sichert oder einen Gefahrenbereich freigibt. 

(2) Wer durch eine in Absatz 1 bezeichnete Handlung das Leben oder die Gesund-
heit eines anderen oder fremde Sachen von bedeutendem Wert gefährdet, ist nach § 27 
Absatz 2 bis 4 des Chemikaliengesetzes strafbar. 

§ 23 

(aufgehoben) 

§ 24 

Chemikaliengesetz – Herstellungs- und Verwendungsbeschränkungen 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 Absatz 1 Nummer 7 Buchstabe a des Chemi-
kaliengesetzes handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. entgegen § 15a Absatz 2 Satz 1 ein Biozid-Produkt in den Fällen des § 15a Absatz 
2 Satz 2 Nummer 2 oder 3 nicht richtig verwendet oder 

2. entgegen § 16 Absatz 2 in Verbindung mit Anhang II Nummer 6 Absatz 1 einen dort 
aufgeführten Stoff verwendet 

(2) Nach § 27 Absatz 1 Nummer 1, Absatz 2 bis 4 des Chemikaliengesetzes wird 
bestraft, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
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anzuwenden. Die Arbeitsfreigabe ist vor Beginn der Tätigkeiten von einer hierfür verant-
wortlichen Person zu erteilen. 

(3) Werden in Arbeitsbereichen, in denen Tätigkeiten mit Gefahrstoffen ausgeübt 
werden, die zu Brand- oder Explosionsgefährdungen führen können, Beschäftigte tätig 
und kommt es dabei zu einer besonderen Gefährdung, sind zuverlässige, mit den Tätig-
keiten, den dabei auftretenden Gefährdungen und den erforderlichen Schutzmaßnahmen 
vertraute Personen mit der Aufsichtsführung zu beauftragen. Die Aufsicht führende Per-
son hat insbesondere dafür zu sorgen, dass 

1. mit den Tätigkeiten erst begonnen wird, wenn die in der Gefährdungsbeurteilung 
nach § 6 festgelegten Maßnahmen ergriffen sind und ihre Wirksamkeit nachgewie-
sen ist, und 

2. ein schnelles Verlassen des Arbeitsbereichs jederzeit möglich ist.  

1.5  Schutzmaßnahmen für die Lagerung 

(1) Gefahrstoffe dürfen nur an dafür geeigneten Orten und in geeigneten Einrichtun-
gen gelagert werden. Sie dürfen nicht an oder in der Nähe von Orten gelagert werden, an 
denen dies zu einer Gefährdung der Beschäftigten oder anderer Personen führen kann. 

(2) In Arbeitsräumen dürfen Gefahrstoffe nur gelagert werden, wenn die Lagerung mit 
dem Schutz der Beschäftigten vereinbar ist und in besonderen Einrichtungen erfolgt, die 
dem Stand der Technik entsprechen. 

(3) Gefahrstoffe dürfen nicht zusammen gelagert werden, wenn dies zu einer Erhö-
hung der Brand- oder Explosionsgefährdung führen kann, insbesondere durch gefährliche 
Vermischungen, oder wenn die gelagerten Gefahrstoffe in gefährlicher Weise miteinander 
reagieren können. Gefahrstoffe dürfen ferner nicht zusammen gelagert werden, wenn dies 
bei einem Brand oder einer Explosion zu zusätzlichen Gefährdungen von Beschäftigten 
oder von anderen Personen führen kann. 

(4) Bereiche, in denen brennbare Gefahrstoffe in solchen Mengen gelagert werden, 
dass eine erhöhte Brandgefährdung besteht, sind mit dem Warnzeichen „Warnung vor 
feuergefährlichen Stoffen oder hoher Temperatur" nach Anhang II Nummer 3.2 der Richt-
linie 92/58/EWG des Rates vom 24. Juni 1992 über Mindestvorschriften für die Sicher-
heits- und/oder Gesundheitsschutzkennzeichnung am Arbeitsplatz (Neunte Einzelrichtlinie 
im Sinne von Artikel 16 Absatz 1 der Richtlinie 89/391/EWG) (ABI. L 245 vom 26.8.1992, 
S. 23) zu kennzeichnen. 

(5) Soweit nach der Gefährdungsbeurteilung erforderlich, sind zu Lagerorten von Ge-
fahrstoffen Schutz- und Sicherheitsabstände einzuhalten. Dabei ist ein Sicherheitsabstand 
der erforderliche Abstand zwischen Lagerorten und zu schützenden Personen, ein 
Schutzabstand ist der erforderliche Abstand zum Schutz des Lagers gegen gefährliche 
Einwirkungen von außen. 

1.6  Mindestvorschriften für den Explosionsschutz bei Tätigkeiten in Bereichen 
mit gefährlichen explosionsfähigen Gemischen 

(1)  Bei der Festlegung von Schutzmaßnahmen nach § 11 Absatz 2 Nummer 1 sind 
insbesondere Maßnahmen nach folgender Rangfolge zu ergreifen: 

1. es sind Stoffe und Gemische einzusetzen, die keine explosionsfähigen Gemische 
bilden können, soweit dies nach dem Stand der Technik möglich ist, 
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2. ist dies nicht möglich, ist die Bildung von gefährlichen explosionsfähigen Gemischen 
zu verhindern oder einzuschränken, soweit dies nach dem Stand der Technik mög-
lich ist, 

3. gefährliche explosionsfähige Gemische sind gefahrlos nach dem Stand der Technik 
zu beseitigen. 

Soweit nach der Gefährdungsbeurteilung erforderlich, sind die Maßnahmen zur Vermei-
dung gefährlicher explosionsfähiger Gemische durch geeignete technische Einrichtungen 
zu überwachen. 

(2)  Kann nach Durchführung der Maßnahmen nach Absatz 1 die Bildung gefährlicher 
explosionsfähiger Gemische nicht sicher verhindert werden, hat der Arbeitgeber zu beur-
teilen 

1. die Wahrscheinlichkeit und die Dauer des Auftretens gefährlicher explosionsfähiger 
Gemische, 

2. die Wahrscheinlichkeit des Vorhandenseins, der Entstehung und des Wirksamwer-
dens von Zündquellen einschließlich elektrostatischer Entladungen und 

3. das Ausmaß der zu erwartenden Auswirkungen von Explosionen. 

Treten bei explosionsfähigen Gemischen mehrere Arten von brennbaren Gasen, Dämp-
fen, Nebeln oder Stäuben gleichzeitig auf, so müssen die Schutzmaßnahmen auf die 
größte Gefährdung ausgerichtet sein. 

(3) Kann das Auftreten gefährlicher explosionsfähiger Gemische nicht sicher verhin-
dert werden, sind Schutzmaßnahmen zu ergreifen, um eine Zündung zu vermeiden. Für 
die Festlegung von Maßnahmen und die Auswahl der Arbeitsmittel kann der Arbeitgeber 
explosionsgefährdete Bereiche nach Nummer 1.7 in Zonen einteilen und entsprechende 
Zuordnungen nach Nummer 1.8 vornehmen. 

(4) Kann eine Explosion nicht sicher verhindert werden, sind Maßnahmen des kon-
struktiven Explosionsschutzes zu ergreifen, um die Ausbreitung der Explosion zu begren-
zen und die Auswirkungen der Explosion auf die Beschäftigten so gering wie möglich zu 
halten. 

(5) Arbeitsbereiche, in denen gefährliche explosionsfähige Atmosphäre auftreten 
kann, sind an ihren Zugängen zu kennzeichnen mit dem Warnzeichen nach Anhang III 
der Richtlinie 1999/92/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezem-
ber 1999 über Mindestvorschriften zur Verbesserung des Gesundheitsschutzes und der 
Sicherheit der Arbeitnehmer, die durch explosionsfähige Atmosphären gefährdet werden 
können (Fünfzehnte Einzelrichtlinie im Sinne von Artikel 16 Absatz 1 der Richtlinie 
89/391/EWG) (ABI. L 23 vom 28.1.2000, S. 57, L 134 vom 7.6.2000, S. 36), die durch die 
Richtlinie 2007/30/EG (ABI. L 165 vom 27.6.2007, S. 21) geändert worden ist. 

 

1.7  Zoneneinteilung explosionsgefährdeter Bereiche 

Zone 0 

ist ein Bereich, in dem gefährliche explosionsfähige Atmosphäre als Gemisch aus Luft 
und brennbaren Gasen, Dämpfen oder Nebeln ständig, über lange Zeiträume oder häufig 
vorhanden ist. 



Gefahrstoffverordnung Seite - 43 - 

Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin (BAuA) – www.baua.de 

Zone 1 

ist ein Bereich, in dem sich im Normalbetrieb gelegentlich eine gefährliche explosionsfähi-
ge Atmosphäre als Gemisch aus Luft und brennbaren Gasen, Dämpfen oder Nebeln bil-
den kann. 

Zone 2 

ist ein Bereich, in dem im Normalbetrieb eine gefährliche explosionsfähige Atmosphäre 
als Gemisch aus Luft und brennbaren Gasen, Dämpfen oder Nebeln normalerweise nicht 
auftritt, und wenn doch, dann nur selten und für kurze Zeit. 

Zone 20 

ist ein Bereich, in dem gefährliche explosionsfähige Atmosphäre in Form einer Wolke aus 
brennbarem Staub, der in der Luft enthalten ist, ständig, über lange Zeiträume oder häufig 
vorhanden ist. 

Zone 21 

ist ein Bereich, in dem sich im Normalbetrieb gelegentlich eine gefährliche explosionsfähi-
ge Atmosphäre in Form einer Wolke aus in der Luft enthaltenem brennbaren Staub bilden 
kann. 

Zone 22 

ist ein Bereich, in dem im Normalbetrieb eine gefährliche explosionsfähige Atmosphäre in 
Form einer Wolke aus in der Luft enthaltenem brennbaren Staub normalerweise nicht auf-
tritt, und wenn doch, dann nur selten und für kurze Zeit. 

Als Normalbetrieb gilt der Zustand, in dem Anlagen innerhalb ihrer Auslegungsparameter 
verwendet werden. Im Zweifelsfall ist die strengere Zone zu wählen. Schichten, Ablage-
rungen und Aufhäufungen von brennbarem Staub sind wie jede andere Ursache, die zur 
Bildung einer gefährlichen explosionsfähigen Atmosphäre führen kann, zu berücksichti-
gen. Die Zoneneinteilung ist in der Dokumentation der Gefährdungsbeurteilung (Explosi-
onsschutzdokument) zu dokumentieren. 

1.8  Mindestvorschriften für Einrichtungen in explosionsgefährdeten Bereichen 
sowie für Einrichtungen in nichtexplosionsgefährdeten Bereichen, die für den Ex-
plosionsschutz in explosionsgefährdeten Bereichen von Bedeutung sind 

(1) Arbeitsmittel einschließlich Anlagen und Geräte, Schutzsysteme und den dazuge-
hörigen Verbindungsvorrichtungen dürfen nur in Betrieb genommen werden, wenn aus 
der Dokumentation der Gefährdungsbeurteilung hervorgeht, dass sie in explosionsgefähr-
deten Bereichen sicher verwendet werden können. Dies gilt auch für Arbeitsmittel und die 
dazugehörigen Verbindungsvorrichtungen, die nicht Geräte oder Schutzsysteme im Sinne 
der Richtlinie 2014/34/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 
2014 zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten für Geräte und 
Schutzsysteme zur bestimmungsgemäßen Verwendung in explosionsgefährdeten Berei-
chen (ABI. L 96 vom 29.3.2014, S. 309) sind, wenn ihre Verwendung in einer Einrichtung 
an sich eine potenzielle Zündquelle darstellt. Verbindungsvorrichtungen dürfen nicht ver-
wechselt werden können; hierfür sind die erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen. 

(2) Sofern in der Gefährdungsbeurteilung nichts anderes vorgesehen ist, sind in ex-
plosionsgefährdeten Bereichen Geräte und Schutzsysteme entsprechend den Kategorien 
der Richtlinie 2014/34/EU auszuwählen. 
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(3) Insbesondere sind in explosionsgefährdeten Bereichen, die in Zonen eingeteilt 
sind, folgende Kategorien von Geräten zu verwenden: 

— in Zone 0 oder Zone 20: Geräte der Kategorie 1, 

— in Zone 1 oder Zone 21: Geräte der Kategorie 1 oder der Kategorie 2, 

— in Zone 2 oder Zone 22: Geräte der Kategorie 1, der Kategorie 2 oder der Katego-
rie 3. 

(4) Für explosionsgefährdete Bereiche, die nicht nach Nummer 1.7 in Zonen eingeteilt 
sind, sind die Maßnahmen auf der Grundlage der Gefährdungsbeurteilung festzulegen 
und durchzuführen. Dies gilt insbesondere für 

1. zeitlich und örtlich begrenzte Tätigkeiten, bei denen nur für die Dauer dieser Tätig-
keiten mit dem Auftreten gefährlicher explosionsfähiger Atmosphäre gerechnet wer-
den muss, 

2. An- und Abfahrprozesse in Anlagen, die nur sehr selten oder ausnahmsweise 
durchgeführt werden müssen und 

3. Errichtungs- oder Instandhaltungsarbeiten. 

Nummer 2 

Partikelförmige Gefahrstoffe 

2.1 Anwendungsbereich 

Nummer 2 gilt für Tätigkeiten mit Exposition gegenüber allen alveolengängigen und eina-
tembaren Stäuben. Nummer 2.4 gilt ergänzend für Tätigkeiten, bei denen Asbeststaub 
oder Staub von asbesthaltigen Materialien freigesetzt wird oder freigesetzt werden kann. 
Abweichungen von den Nummern 2.4.2 bis 2.4.5 sind möglich, sofern es sich um Tätig-
keiten handelt, die nur zu einer geringen Exposition führen. 

2.2 Begriffsbestimmungen 

(1) Stäube, einschließlich Rauche, sind disperse Verteilungen fester Stoffe in der Luft, 
die insbesondere durch mechanische, thermische oder chemische Prozesse oder durch 
Aufwirbelung entstehen. 

(2) Einatembar ist derjenige Anteil von Stäuben im Atembereich von Beschäftigten, 
der über die Atemwege aufgenommen werden kann. Alveolengängig ist derjenige Anteil 
von einatembaren Stäuben, der die Alveolen und Bronchiolen erreichen kann. 

(3) Asbest im Sinne von Nummer 2 und Anhang II Nummer 1 sind folgende Silikate 
mit Faserstruktur: 

1. Aktinolith, CAS-Nummer*) 77536-66-4, 

2. Amosit, CAS-Nummer 12172-73-5, 

3. Anthophyllit, CAS-Nummer 77536-67-5, 

                                                
*) Nummer im Register des Chemical Abstracts Service (CAS). 
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4. Chrysotil, CAS-Nummer 12001-29-5 und CAS-Nummer 132207-32-0, 

5. Krokydolith, CAS-Nummer 12001-28-4, 

6. Tremolit, CAS-Nummer 77536-68-6. 

2.3 Ergänzende Schutzmaßnahmen für Tätigkeiten mit Exposition gegenüber. 
einatembaren Stäuben 

(1) Die Gefährdungsbeurteilung nach § 6 bei Tätigkeiten mit Stoffen, Gemischen und 
Erzeugnissen, die Stäube freisetzen können, ist unter Beachtung ihres Staubungsverhal-
tens vorzunehmen. 

(2) Bei Tätigkeiten mit Exposition gegenüber einatembaren Stäuben, für die kein 
stoffbezogener Arbeitsplatzgrenzwert festgelegt ist, sind die Schutzmaßnahmen entspre-
chend der Gefährdungsbeurteilung nach § 6 so festzulegen, dass mindestens die Arbeits-
platzgrenzwerte für den einatembaren Staubanteil und für den alveolengängigen Stauban-
teil eingehalten werden. 

(3) Maschinen und Geräte sind so auszuwählen und zu betreiben, dass möglichst 
wenig Staub freigesetzt wird. Staub emittierende Anlagen, Maschinen und Geräte müssen 
mit einer wirksamen Absaugung versehen sein, soweit dies nach dem Stand der Technik 
möglich ist und die Staubfreisetzung nicht durch andere Maßnahmen verhindert wird. 

(4) Bei Tätigkeiten mit Staubexposition ist eine Ausbreitung des Staubs auf unbelas-
tete Arbeitsbereiche zu verhindern, soweit dies nach dem Stand der Technik möglich ist. 

(5) Stäube sind an der Austritts- oder Entstehungsstelle möglichst vollständig zu er-
fassen und gefahrlos zu entsorgen. Die abgesaugte Luft ist so zu führen, dass so wenig 
Staub wie möglich in die Atemluft der Beschäftigten gelangt. Die abgesaugte Luft darf nur 
in den Arbeitsbereich zurückgeführt werden, wenn sie ausreichend gereinigt worden ist. 

(6) Ablagerungen von Stäuben sind zu vermeiden. Ist dies nicht möglich, so sind die 
Staubablagerungen durch Feucht- oder Nassverfahren nach dem Stand der Technik oder 
durch saugende Verfahren unter Verwendung geeigneter Staubsauger oder Entstauber 
zu beseitigen. Das Reinigen des Arbeitsbereichs durch Kehren ohne Staub bindende 
Maßnahmen oder Abblasen von Staubablagerungen mit Druckluft ist grundsätzlich nicht 
zulässig. 

(7) Einrichtungen zum Abscheiden, Erfassen und Niederschlagen von Stäuben müs-
sen dem Stand der Technik entsprechen. Bei der ersten Inbetriebnahme dieser Einrich-
tungen ist deren ausreichende Wirksamkeit zu überprüfen. Die Einrichtungen sind min-
destens jährlich auf ihre Funktionsfähigkeit zu prüfen, zu warten und gegebenenfalls in 
Stand zu setzen. Die niedergelegten Ergebnisse der Prüfungen nach den Sätzen 2 und 3 
sind aufzubewahren. 

(8) Für staubintensive Tätigkeiten sind geeignete organisatorische Maßnahmen zu 
ergreifen, um die Dauer der Exposition so weit wie möglich zu verkürzen. Ergibt die Ge-
fährdungsbeurteilung nach § 6, dass die in Absatz 2 in Bezug genommenen Arbeitsplatz-
grenzwerte nicht eingehalten werden können, hat der Arbeitgeber geeignete persönliche 
Schutzausrüstung, insbesondere zum Atemschutz, zur Verfügung zu stellen. Diese ist von 
den Beschäftigten zu tragen. Den Beschäftigten sind getrennte Aufbewahrungsmöglich-
keiten für die Arbeitskleidung und für die Straßenkleidung sowie Waschräume zur Verfü-
gung zu stellen. 
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2.4 Ergänzende Vorschriften zum Schutz gegen Gefährdung durch Asbest 

2.4.1 Ermittlung und Beurteilung der Gefährdung durch Asbest 

Der Arbeitgeber hat bei der Gefährdungsbeurteilung nach § 6 festzustellen, ob Be-
schäftigte bei Tätigkeiten Asbeststaub oder Staub von asbesthaltigen Materialien ausge-
setzt sind oder ausgesetzt sein können. Dies gilt insbesondere für Abbruch-, Sanierungs- 
und Instandhaltungsarbeiten mit asbesthaltigen Erzeugnissen oder Materialien. Vor allem 
hat der Arbeitgeber zu ermitteln, ob Asbest in schwach gebundener Form vorliegt. 

2.4.2 Anzeige an die Behörde 

(1) Tätigkeiten nach Nummer 2.1 Satz 2 müssen der zuständigen Behörde angezeigt 
werden. Der Arbeitgeber hat den Beschäftigten und ihrer Vertretung Einsicht in die Anzei-
ge zu gewähren. 

(2) Die Anzeige muss spätestens sieben Tage vor Beginn der Tätigkeiten durch den 
Arbeitgeber erfolgen und mindestens folgende Angaben enthalten: 

1. Lage der Arbeitsstätte, 

2. verwendete oder gehandhabte Asbestarten und -mengen, 

3. ausgeübte Tätigkeiten und angewendete Verfahren, 

4. Anzahl der beteiligten Beschäftigten, 

5. Beginn und Dauer der Tätigkeiten, 

6. Maßnahmen zur Begrenzung der Asbestfreisetzung und zur Begrenzung der As-
bestexposition der Beschäftigten. 

(3) Abbruch-, Sanierungs- und Instandhaltungsarbeiten mit Asbest dürfen nur von 
Fachbetrieben durchgeführt werden, deren personelle und sicherheitstechnische Ausstat-
tung für diese Tätigkeiten geeignet ist. Bei den Arbeiten ist dafür zu sorgen, dass mindes-
tens eine weisungsbefugte sachkundige Person vor Ort tätig ist. Die Sachkunde wird 
durch die erfolgreiche Teilnahme an einem von der zuständigen Behörde anerkannten 
Sachkundelehrgang nachgewiesen. Sachkundenachweise gelten für den Zeitraum von 
sechs Jahren. Abweichend von Satz 4 behalten Sachkundenachweise, die vor dem 1. Juli 
2010 erworben wurden, bis zum 30. Juni 2016 ihre Gültigkeit. Wird während der Gel-
tungsdauer des Sachkundenachweises ein behördlich anerkannter Fortbildungslehrgang 
besucht, verlängert sich die Geltungsdauer um sechs Jahre, gerechnet ab dem Datum 
des Nachweises über den Abschluss des Fortbildungslehrgangs. 

(4) Abbruch- und Sanierungsarbeiten bei Vorhandensein von Asbest in schwach ge-
bundener Form dürfen nur von Fachbetrieben durchgeführt werden, die von der zuständi-
gen Behörde zur Ausführung dieser Tätigkeiten zugelassen worden sind. Die Zulassung 
ist auf schriftlichen oder elektronischen Antrag des Arbeitgebers zu erteilen, wenn dieser 
nachgewiesen hat, dass die für diese Tätigkeiten notwendige personelle und sicherheits-
technische Ausstattung im notwendigen Umfang gegeben ist. 

2.4.3 Ergänzende Schutzmaßnahmen bei Tätigkeiten mit Asbestexposition 

(1) Die Ausbreitung von Asbeststaub ist durch eine staubdichte Abtrennung des Ar-
beitsbereichs oder durch geeignete Schutzmaßnahmen, die einen gleichartigen Sicher-
heitsstandard gewährleisten, zu verhindern. 
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(2) Durch eine ausreichend dimensionierte raumlufttechnische Anlage ist sicherzu-
stellen, dass der Arbeitsbereich durchlüftet und ein ausreichender Unterdruck gehalten 
wird. 

(3) Der Arbeitsbereich ist mit einer Personenschleuse mit Dusche und einer Material-
schleuse auszustatten. 

(4) Den Beschäftigten sind geeignete Atemschutzgeräte, Schutzanzüge und, soweit 
erforderlich, weitere persönliche Schutzausrüstung zur Verfügung zu stellen. Der Arbeit-
geber hat sicherzustellen, dass die Beschäftigten die persönliche Schutzausrüstung ver-
wenden. 

(5) Kontaminierte persönliche Schutzausrüstung und die Arbeitskleidung müssen 
entweder gereinigt oder entsorgt werden. Sie können auch in geeigneten Einrichtungen 
außerhalb des Betriebs gereinigt werden. Die Reinigung ist so durchzuführen, dass Be-
schäftigte Asbeststaub nicht ausgesetzt werden. Das Reinigungsgut ist in geschlossenen, 
gekennzeichneten Behältnissen aufzubewahren und zu transportieren. 

(6) Den Beschäftigten müssen geeignete Waschräume mit Duschen zur Verfügung 
gestellt werden. 

(7) Vor Anwendung von Abbruchtechniken sind asbesthaltige Materialien zu entfer-
nen, soweit dies möglich ist. 

2.4.4 Arbeitsplan 

Vor Aufnahme von Tätigkeiten mit Asbest, insbesondere von Abbruch-, Sanierungs- 
und Instandhaltungsarbeiten, hat der Arbeitgeber einen Arbeitsplan aufzustellen. Der Ar-
beitsplan muss Folgendes vorsehen: 

1. eine Beschreibung des Arbeitsverfahrens und der verwendeten Arbeitsmittel zum 
Entfernen und Beseitigen von Asbest und asbesthaltigen Materialien, 

2. Angaben zur persönlichen Schutzausrüstung, 

3. eine Beschreibung, wie überprüft wird, dass im Arbeitsbereich nach Abschluss der 
Abbruch- oder Sanierungsarbeiten keine Gefährdung durch Asbest mehr besteht. 

2.4.5 Ergänzende Bestimmungen zur Unterweisung der Beschäftigten 

(1) Die Beschäftigten sind regelmäßig bezogen auf die konkrete Tätigkeit zu unter-
weisen. Hierbei ist der Arbeitsplan nach Nummer 2.4.4 zu berücksichtigen. 

(2) Gegenstand der Unterweisung sind insbesondere folgende Punkte: 

1. Eigenschaften von Asbest und seine Wirkungen auf die Gesundheit, einschließlich 
der verstärkenden Wirkung durch das Rauchen, 

2. Arten von Erzeugnissen und Materialien, die Asbest enthalten können, 

3. Tätigkeiten, bei denen eine Asbestexposition auftreten kann, und die Bedeutung von 
Maßnahmen zur Expositionsminderung, 

4. sachgerechte Anwendung sicherer Verfahren und der persönlichen Schutzausrüs-
tung, 

5. Maßnahmen bei Störungen des Betriebsablaufs, 
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6. sachgerechte Abfallbeseitigung, 

7. arbeitsmedizinische Vorsorgeuntersuchungen nach der Verordnung zur arbeitsme-
dizinischen Vorsorge. 

Nummer 3 

(weggefallen) 

 

Nummer 4 

Biozid-Produkte und Begasung mit Biozid-Produkten oder Pflanzenschutzmitteln 

4.1 Erlaubnis 

(1) Die Erlaubnis nach § 15d Absatz 1 wird erteilt, wenn 

1.  der Arbeitgeber nachgewiesen hat, dass 

a) die für die Tätigkeiten notwendige personelle und sicherheitstechnische Ausstat-
tung gegeben ist, 

b) die Einhaltung der einschlägigen Arbeitsschutzvorschriften gewährleistet ist und 

2.  keine Bedenken gegen die Zuverlässigkeit des Arbeitgebers bestehen. 

(2) Dem Erlaubnisantrag nach § 15d Absatz 1 Satz 2 hat der Arbeitgeber Folgendes 
beizufügen: 

1.  eine Beschreibung der beabsichtigten Anwendungsbereiche von Begasungen, 

2.  die Angabe der zu verwendenden Wirkstoffe, 

3.  den Nachweis, dass die räumliche und sicherheitstechnische Ausstattung des 
Unternehmens für die geplanten Begasungen ausreichend und geeignet ist, 

4.  Angaben zur Anzahl 

a) der Beschäftigten, die die beabsichtigten Begasungen durchführen sollen, 

b) der sachkundigen Personen, 

c) der Befähigungsscheininhaber 

und 

5.  Kopien der Sachkundenachweise der sachkundigen Personen sowie der 
Befähigungsscheine der Befähigungsscheininhaber. 

4.2  Anzeige 

4.2.1 Unternehmensbezogene Anzeige 

In der Anzeige nach § 15c Absatz 2 hat der Arbeitgeber anzugeben: 

1.  den Namen des Antragstellers, 



Gefahrstoffverordnung Seite - 49 - 

Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin (BAuA) – www.baua.de 

2.  die Anschrift der Betriebsstätte und 

3.  Angaben 

a) über die personelle, räumliche und sicherheitstechnische Ausstattung des Unter-
nehmens und 

b) zur Art und beabsichtigten Verwendung der Biozid-Produkte oder Biozid-
Wirkstoffe. 

4.2.2 Tätigkeitsbezogene Anzeige 

In der Anzeige nach § 15d Absatz 3 hat der Arbeitgeber 

1.  anzugeben 

a) das Datum der Tätigkeiten, einschließlich der geplanten Arbeitsschritte und des 
voraussichtlichen Beginns und Endes der Tätigkeiten, sowie Zeitpunkte der 
Dichtheitsprüfung und Freigabe, soweit diese erforderlich sind, 

b) die Bezeichnung und Zulassungs- oder Registriernummer des Biozid-Produkts 
oder des Pflanzenschutzmittels sowie dessen Einsatzmenge, 

c) den Namen der verantwortlichen Person sowie, soweit erforderlich, weiterer Be-
fähigungsscheininhaber 

und 

2.  vorzulegen 

a) Kopien der Befähigungsscheine und 

b) einen Lageplan des Ortes oder des zu begasenden Objekts. 

4.3  Fachkunde 

Die Fachkunde nach § 15b Absatz 3 und § 15f Absatz 2 umfasst die fachlichen 
Kenntnisse und Fertigkeiten, die erforderlich sind, um die verwendeten Biozid-Produkte 
bestimmungsgemäß und fachgerecht verwenden zu können. Hinsichtlich des Inhalts und 
des Umfangs der Fachkunde sind die nach § 20 Absatz 4 bekanntgegebenen Regeln und 
Erkenntnisse zu berücksichtigen. 

4.4  Sachkunde 

(1) Die erforderliche Sachkunde wird durch Vorlage einer Bescheinigung über die 
erfolgreiche Teilnahme an einem Sachkundelehrgang nachgewiesen. Der 
Sachkundelehrgang muss die Anforderungen der Absätze 3 und 4 erfüllen und von der 
zuständigen Behörde anerkannt sein. Die zuständige Behörde kann eine anderweitige 
Aus- oder Weiterbildung als gleichwertig mit einem Sachkundelehrgang anerkennen, 
wenn die erforderlichen praktischen und theoretischen Kenntnisse und Fertigkeiten im 
Sinne von Absatz 3 erworben wurden, um die jeweiligen Biozid-Produkte 
bestimmungsgemäß und sachgerecht verwenden zu können. Werden die entsprechenden 
Kenntnisse aufgrund anderer Rechtsvorschriften zum Beispiel nach dem 
Pflanzenschutzrecht erworben, gelten die Sachkundeanforderungen als erfüllt. 

(2) Beschränkt sich die vorgesehene Verwendung der Biozid-Produkte auf bestimmte 
Anwendungsbereiche, so kann auch eine Sachkunde anerkannt werden, die auf diese 
Bereiche bezogen ist. Dies gilt 
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1.  für Aus- und Weiterbildungsabschlüsse, die in einer Bekanntmachung nach § 20 
Absatz 4 genannt sind sowie 

2.  hinsichtlich der jeweiligen Bereiche der Schädlingsbekämpfung für 

a) Abschlüsse nach der Verordnung über die Berufsausbildung zum Schädlingsbe-
kämpfer/zur Schädlingsbekämpferin vom 15. Juli 2004 (BGBl. I S. 1638), 

b) Prüfungen nach der Verordnung über die Prüfung zum anerkannten Abschluss 
Geprüfter Schädlingsbekämpfer/Geprüfte Schädlingsbekämpferin vom 19. März 
1984 (BGBl. I S. 468) und 

c) Prüfungen zum Gehilfen oder Meister für Schädlingsbekämpfung nach nicht 
mehr geltendem Recht in der Bundesrepublik Deutschland oder nach dem Recht 
der Deutschen Demokratischen Republik. 

(3)  Der Sachkundelehrgang hat die erforderlichen praktischen und theoretischen 
Kenntnisse und Fertigkeiten zu vermitteln, um die jeweiligen Biozid-Produkte 
bestimmungsgemäß und sachgerecht verwenden zu können. In Abhängigkeit von Biozid-
Produkt und Verwendungsart gehören hierzu die erforderlichen allgemeinen 
Grundkenntnisse der Toxikologie und Ökotoxikologie sowie: 

1.  Kenntnisse der einschlägigen Rechtsvorschriften sowie der Bekanntmachungen 
nach § 20 Absatz 4, 

2.  Kenntnisse über die Wirkungen der jeweiligen Biozid-Produkte auf die menschliche 
Gesundheit und die Umwelt, 

3.  Kenntnisse über die Ermittlung und Einschätzung der Zielbereiche und Zieltierarten 
für den Einsatz von Biozid-Produkten, 

4.  Kenntnisse und Fertigkeiten für einen nachhaltigen, risikominimierenden Einsatz der 
jeweiligen Biozid-Produkte, 

5.  Kenntnisse über die Möglichkeiten, einem Befall vorzubeugen, und alternativer 
Verfahren zur Schädlingsbekämpfung und die entsprechenden Fertigkeiten, 

6.  Kenntnisse und Fertigkeiten zur Dosierung und Ausbringung, 

7.  Kenntnisse zur Erfolgs- und Wirksamkeitskontrolle und 

8.  Kenntnisse zur fachgerechten Entsorgung. 

(4) Teil des Lehrgangs ist eine theoretische und praktische Prüfung über die 
wesentlichen Inhalte des Sachkundelehrgangs. Dabei sind die Bekanntmachungen nach 
§ 20 Absatz 4 zu berücksichtigen. 

(5) Sachkundenachweise gelten für einen Zeitraum von sechs Jahren ab dem Datum 
des Nachweises. Die Geltungsdauer verlängert sich um sechs Jahre ab dem Datum der 
Erteilung eines Nachweises über den Abschluss eines behördlich anerkannten 
Fortbildungslehrgangs. 

4.5  Befähigungsschein 

(1) Ein Befähigungsschein nach § 15d Absatz 4 kann von der zuständigen Behörde 
auf Antrag erteilt werden, wenn der Antragsteller 

1.  mindestens 18 Jahre alt ist, 
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2.  über eine geeignete Berufsausbildung oder vergleichbare berufliche Qualifikation 
verfügt, 

3.  die erforderliche Zuverlässigkeit besitzt, 

4.  physisch und psychisch geeignet ist, nachgewiesen durch das Zeugnis eines Arztes 
nach § 7 Absatz 1 der Verordnung zur arbeitsmedizinischen Vorsorge; das Zeugnis 
darf zum Zeitpunkt des Antrags auf Ausstellung des Befähigungsscheins nicht älter 
als ein Jahr sein, 

5.  eine mit der Tätigkeit verbundene spezifische Sachkunde durch die erfolgreiche 
Teilnahme an einem von der zuständigen Behörde anerkannten 
Sachkundelehrgang nachweist und 

6.  die für die sichere Ausübung der Tätigkeit erforderlichen Sprachkenntnisse besitzt. 

(2) Der Befähigungsschein wird für höchstens sechs Jahre erteilt. Die Geltungsdauer 
kann um jeweils sechs Jahre verlängert werden, wenn nachgewiesen wird, dass 

1.  die in Absatz 1 genannten Voraussetzungen erfüllt sind und 

2.  der Befähigungsscheininhaber vor Ablauf der Geltungsdauer einen 
Fortbildungslehrgang nach Nummer 4.4 Absatz 5 absolviert hat. 

(3) Die zuständige Behörde kann die Geltungsdauer eines Befähigungsscheins um 
höchstens sechs Monate verlängern, wenn der Besuch eines behördlich anerkannten 
Fortbildungslehrgangs wegen unverhältnismäßiger Härte nicht rechtzeitig erfolgen kann. 

(4) Der Befähigungsschein kann widerrufen werden, wenn die erforderlichen 
Voraussetzungen nach Absatz 1 nicht mehr erfüllt sind. 

4.6  Kennzeichnung bei Begasungen von Räumen und Transporteinheiten 

(1) Die Kennzeichnung nach § 15d Absatz 4 Satz 2 Nummer 2 Buchstabe b, § 15d 
Absatz 7 Nummer 2 und § 15g Absatz 2 Nummer 1 hat an den Zugängen begaster 
Räume und Transporteinheiten sowie an denen von Räumen oder Transporteinheiten, in 
denen Güter begast wurden, zu erfolgen. Dazu ist ein Hinweis anzubringen, dem Name 
und Telefonnummer der verantwortlichen Person zu entnehmen ist. Darüber hinaus sind 
die Zugänge mit einem Warnzeichen zu versehen. Das Warnzeichen muss rechteckig und 
die Mindestmaße von 400 mm in der Breite und 300 mm in der Höhe haben. Die 
Mindestbreite der Außenlinie muss 2 mm betragen. Die Aufschriften müssen schwarz auf 
weißem Grund sein und mindestens folgende Angaben enthalten: 

1.  den Hinweis GEFAHR, 

2.  das für das jeweilige Begasungsmittel zutreffende Gefahrensymbol (für akut 
toxische Gefahrstoffe der Kategorie 1 bis 3 der Totenkopf mit gekreuzten Knochen), 

3.  die Aufschrift: DIESE EINHEIT IST BEGAST, 

4.  die Bezeichnung des Begasungsmittels, 

5.  das Datum und die Uhrzeit der Begasung, 

6.  das Datum der Belüftung, sofern eine solche erfolgt ist, und 

7.  die Aufschrift: ZUTRITT VERBOTEN. 
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(2) Das Warnzeichen ist entsprechend der folgenden Abbildung zu gestalten: 

 

               * Die entsprechenden Angaben sind einzufügen. 

 

Nummer 5 

Ammoniumnitrat 

5.1 Anwendungsbereich 

(1) Nummer 5 gilt für das Lagern, Abfüllen und innerbetriebliche Befördern von 

1. Ammoniumnitrat, 

2. ammoniumnitrathaltigen Gemischen. 

(2) Nummer 5 gilt nicht für 

1. Gemische mit einem Massengehalt an Ammoniumnitrat bis zu 10 Prozent, 

2. Ammoniumnitrat und ammoniumnitrathaltige Gemische der Gruppen A und E in 
Mengen bis zu 100 Kilogramm, 

3. ammoniumnitrathaltige Gemische der Gruppen B, C und D in Mengen bis zu 1 Ton-
ne, 

4. Ammoniumnitrat und ammoniumnitrathaltige Gemische, die auf Grund ihrer Eigen-
schaften dem Sprengstoffgesetz unterliegen. 
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5.2 Begriffsbestimmungen 

Ammoniumnitrat und die Gemische werden in folgende Gruppen eingeteilt: 

1. Gruppe A:  
Ammoniumnitrat und ammoniumnitrathaltige Gemische, die zur detonativen Reakti-
on fähig sind oder die nach Nummer 5.3 Absatz 7 Tabelle 1 hinsichtlich des Ammo-
niumnitratgehalts den Untergruppen A I, A II, A III oder A IV zugeordnet sind; 

2. Gruppe B:  
ammoniumnitrathaltige Gemische, die zur selbstunterhaltenden fortschreitenden 
thermischen Zersetzung fähig sind; 

3. Gruppe C:  
ammoniumnitrathaltige Gemische, die weder zur selbstunterhaltenden fortschreiten-
den thermischen Zersetzung noch zur detonativen Reaktion fähig sind, jedoch beim 
Erhitzen Stickoxide entwickeln; 

4. Gruppe D:  
ammoniumnitrathaltige Gemische, die in wässriger Lösung oder Suspension unge-
fährlich, in kristallisiertem Zustand unter Reduktion des ursprünglichen Wasserge-
halts jedoch zur detonativen Reaktion fähig sind; 

5. Gruppe E:  
ammoniumnitrathaltige Gemische, die als Wasser-in-Öl-Emulsionen vorliegen und 
als Vorprodukte für die Herstellung von Sprengstoffen dienen. 

5.3 Allgemeine Bestimmungen 

(1) Für Ammoniumnitrat und ammoniumnitrathaltige Gemische der in Nummer 5.2 
genannten Gruppen gilt Nummer 5.4. 

(2) Ammoniumnitrat und ammoniumnitrathaltige Gemische der Gruppen A, B, C oder 
E müssen in ihren Bestandteilen fein verteilt und innig gemischt sein und dürfen sich wäh-
rend der Lagerung, Beförderung oder Abfüllung nicht entmischen. 

(3) Ammoniumnitrathaltige Düngemittel in Abmischungen als Stickstoff-Kalium- oder 
Stickstoff-Phosphor-Kalium-Düngemittel (NK- oder NPK-Bulk Blends) müssen nach den 
Vorschriften der Gruppe B oder nur nach Maßgabe der festgestellten Gefährlichkeit gela-
gert werden. Werden bei der Abmischung Düngemittel der Gruppe A verwendet, muss die 
Lagerung nach den Vorschriften der Gruppe A oder ebenfalls nach Maßgabe der festge-
stellten Gefährlichkeit erfolgen. 

(4) Als Ammoniumnitrat gelten alle Nitrationen, für die ein Äquivalent Ammoniumio-
nen vorhanden ist. 

(5) Der Massenanteil an verbrennlichen Bestandteilen ist bei ammoniumnitrathaltigen 
Gemischen der Untergruppe B II aus Absatz 7 Tabelle 1 unbeschränkt, bei Ammonium-
nitrat und ammoniumnitrathaltigen Gemischen der Untergruppe A I nach Absatz 7 Tabelle 
1 auf bis zu 0,2 Prozent und bei ammoniumnitrathaltigen Gemischen aller übrigen Unter-
gruppen nach Absatz 7 Tabelle 1 der Gruppen A, B, C und D auf bis zu 0,4 Prozent be-
schränkt. 

(6) Als verbrennlicher Bestandteil bei Ammoniumnitrat und ammoniumnitrathaltigen 
Gemischen der Untergruppe A I nach Absatz 7 Tabelle 1 gilt der Kohlenstoff, soweit es 
sich um organische Stoffe handelt. 
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(7) Inerte Stoffe im Sinne von Nummer 5 sind Stoffe, die die thermische Sensibilität 
und die Sensibilität gegen eine einwirkende Detonation nicht erhöhen. Im Zweifelsfall ist 
dies durch ein Gutachten der Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung nachzu-
weisen. 

Tabelle 1: Rahmenzusammensetzungen und Grenzen für Ammoniumnitrat und ammoni-
umnitrathaltige Gemische für die Zuordnung zu einer der Gruppen nach Nummer 5.2 

Unter-
gruppen 

Massenanteil an 
Ammoniumnitrat  
in Prozent (%) 

Andere Bestandteile Besondere Bestimmungen 

A I ≥ 90 Chloridgehalt ≤ 0,02 % 

Inerte Stoffe ≤ 10 % 

Keine weiteren Ammoniumsalze sind 
erlaubt. 

A II > 80 bis < 90 Kalkstein, Dolomit oder 
Calciumcarbonat < 20 % 

 

 

A III > 45 bis < 70 Ammoniumsulfat Inerte Stoffe sind erlaubt. 

A IV > 70 bis < 90 Kaliumsalze, Phosphate in 
NP-, NK- oder NPK- Dün-
gern, Sulfate in N-Düngern; 
inerte Stoffe 

 

B I ≤ 70 Kaliumsalze, Phosphate, 
inerte Stoffe und andere 
Ammoniumsalze in NK- o-
der NPK-Düngern 

Bei einem Massenanteil von mehr 
als 45 % Ammoniumnitrat darf der 
Massenanteil von Ammoniumnitrat 
und anderen Ammoniumsalzen zu-
sammen nicht mehr als 70 % betra-
gen. 

B II ≤ 45 Überschüssige Nitrate  
≤ 10 % 

Unbeschränkter Gehalt an verbrenn-
lichen Bestandteilen; über den Ge-
halt an Ammoniumnitrat hinausge-
hende überschüssige Nitrate werden 
als Kaliumnitrat berechnet. 

C I ≤ 80 Kalkstein, Dolomit oder 
Calciumcarbonat ≥ 20 % 

Kalkstein, Dolomit oder Calcium-
carbonat mit minimaler Reinheit von 
90 %. 

C II ≤ 70 Inerte Stoffe  

C III ≤ 45 Phosphate und andere 
Ammoniumsalze in NP-
Düngern 

 

> 45 bis < 70 Phosphate und andere 
Ammoniumsalze in NP-
Düngern 

Der Massenanteil an Ammonium-
nitrat und anderen Ammoniumsalzen 
darf zusammen 70 % nicht überstei-
gen. 

C IV ≤ 45 Ammoniumsulfat Inerte Stoffe sind erlaubt. 
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D I ≤ 45 Harnstoff, Wasser In wässriger Lösung. 

D II ≤ 45 Überschüssige Nitrate  
≤ 10 %, Kaliumsalze, Phos-
phate und andere Ammoni-
umsalze in NP-, NK- oder 
NPK-Düngern; Wasser 

In wässriger Lösung oder Suspensi-
on. Überschüssige Nitrate werden 
als Kaliumnitrat berechnet. Der 
Grenzgehalt aus Spalte 2 darf so-
wohl in der flüssigen als auch bei 
Suspensionen in der festen Phase 
nicht überschritten werden. 

D III ≤ 70 Ammoniak, Wasser In wässriger Lösung. 

D IV 
> 70 bis ≤ 93 

Wasser In wässriger Lösung. 

E > 60 bis ≤ 85 ≥ 5 % bis ≤ 30 % Wasser, 
≥ 2 % bis ≤ 8 % verbrenn-
liche Bestandteile, ≥ 0,5 % 
bis ≤ 4 % Emulgator 

Anorganische Salze; Zusätze. 

(8) Ammoniumnitrat und ammoniumnitrathaltige Gemische, die den in Absatz 7 Ta-
belle 1 festgelegten Rahmenzusammensetzungen und Grenzen innerhalb der Gruppen A, 
B, C, D oder E nicht zuzuordnen sind oder den Voraussetzungen der Absätze 2 und 5 
nicht entsprechen, dürfen nur nach Vorliegen eines Gutachtens der Bundesanstalt für Ma-
terialforschung und -prüfung über ihre Gefährlichkeit und nach Maßgabe der darin festge-
legten Anforderungen gelagert, abgefüllt oder innerbetrieblich befördert werden. 

(9) Ammoniumnitrathaltige Gemische der Gruppe B können nach den für die Gruppe 
C geltenden Vorschriften gelagert, abgefüllt oder innerbetrieblich befördert werden, wenn 
diese Gemische nach einem Gutachten der Bundesanstalt für Materialforschung und -
prüfung frei von den Gefahren einer selbstunterhaltenden fortschreitenden thermischen 
Zersetzung sind. 

(10) Bei Zuordnung von Ammoniumnitrat und ammoniumnitrathaltigen Gemischen 
nach den Absätzen 3, 8 oder 9 ist die Kennzeichnung der Gruppe entsprechend dem 
Gutachten der Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung vorzunehmen. 

5.4 Vorsorgemaßnahmen 

5.4.1 Grundmaßnahmen bei der Lagerung von Stoffen und Gemischen der in 
Nummer 5.2 genannten Gruppen 

Bei der Lagerung von Stoffen und Gemischen der Gruppen A, B, C, D und E sind folgen-
de Schutzmaßnahmen zu ergreifen: 

1. Schutz gegen Witterungseinflüsse, 

2. Schutz gegen Verunreinigungen und gefährliche Zusammenlagerung, 

3. Schutz vor unbefugtem Zugang, 

4. Brandschutz, 

5. Schutz vor unzulässiger Beanspruchung. 
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5.4.2 Zusätzliche Maßnahmen für Stoffe und Gemische der Gruppen und Unter-
gruppen A, D IV und E 

5.4.2.1 Allgemeine Maßnahmen 

(1) Ausgelaufene oder verschüttete Stoffe und Gemische und verunreinigte Stoffe 
und Gemische müssen unmittelbar verbraucht oder gefahrlos beseitigt werden. 

(2) Die Stoffe und Gemische der Gruppe A dürfen nur verpackt gelagert und befördert 
werden. 

(3) Im Lagerraum oder in einem Umkreis von 10 Metern um den Ort der Lagerung 
von Stoffen und Gemischen der Gruppe A dürfen keine brennbaren Materialien gelagert 
werden. 

(4) Gemische der Gruppen und Untergruppen D IV und E sind vor thermischer Zer-
setzung zu schützen. 

5.4.2.2 Zusätzliche Maßnahmen für die Lagerung von Mengen über 1 Tonne 

(1) Stoffe und Gemische der Gruppe A in Mengen von mehr als 1 Tonne dürfen nur in 
geeigneten Gebäuden mit entsprechenden Schutzmaßnahmen und nach dem Stand der 
Technik gelagert werden. 

(2) Gemische der Gruppen und Untergruppen D IV und E in Mengen von mehr als 1 
Tonne dürfen nur in geeigneten Lagerbehältern mit entsprechenden Schutzmaßnahmen 
und nach dem Stand der Technik gelagert werden. 

(3) Die Stoffe und Gemische der Gruppe A und Gemische der Gruppe E sind vor der 
Lagerung in Teilmengen von bis zu 25 Tonnen zu unterteilen. 

(4) Teilmengen bis zu 25 Tonnen von Stoffen und Gemischen der Gruppe A dürfen 
nur gelagert werden, wenn sie 

1. voneinander durch Wände aus Mauerziegeln oder Wandbausteinen ähnlicher Fes-
tigkeit oder aus Beton getrennt werden, deren Zwischenraum mit nicht brennbaren 
Stoffen voll ausgefüllt ist, und wenn die Wände einschließlich des Zwischenraums 
eine Mindestdicke d aufweisen, die sich aus der jeweils größten Teilmenge M nach 
folgender Beziehung errechnet: 

 d = 0,1 M1/3 mit d in „Meter“ und M in „Kilogramm“, 

2. in Fällen, in denen die Trennwände nicht bis zur Decke reichen, nur bis zu einer 
Höhe von 1 Meter unterhalb der Wandhöhe gelagert werden. 

(5) Der Ort der Lagerung muss zu Gebäuden, die dem dauernden Aufenthalt von 
Menschen dienen, einen Mindestabstand (Schutzabstand) E haben, der sich aus der je-
weils größten Teilmenge M nach folgender Beziehung errechnet: 

 E = 11 M1/3 mit E in „Meter“ und M in „Kilogramm“. 

Für Betriebsgebäude gilt dies nur, wenn sie auch Wohnzwecken dienen. 

(6) Der Schutzabstand zu öffentlichen Verkehrswegen beträgt zwei Drittel des Ab-
stands nach Absatz 5. 
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(7) Abweichend von den Absätzen 5 und 6 beträgt für Lagermengen bis zu 3 Tonnen 
der Schutzabstand zu bewohnten Gebäuden und zu öffentlichen Verkehrswegen mindes-
tens 50 Meter. 

5.4.2.3 Zusätzliche Maßnahmen für die Lagerung von mehr als 25 Tonnen 

(1) Wer beabsichtigt, Stoffe und Gemische der Gruppen und Untergruppen A, D IV 
und E in Mengen von mehr als 25 Tonnen zu lagern, hat dies spätestens zwei Wochen 
vorher der zuständigen Behörde schriftlich oder elektronisch anzuzeigen. Erfolgt die 
Anzeige elektronisch, kann die zuständige Behörde Mehrfertigungen sowie die 
Übermittlung der der Anzeige beizufügenden Unterlagen auch in schriftlicher Form 
verlangen. 

(2) Die Anzeige muss folgende Angaben enthalten: 

1. Name und Anschrift des Anzeigepflichtigen, 

2. Art und Höchstmenge der zu lagernden Stoffe oder Gemische, 

3. eine Beschreibung der Bauart und Einrichtung des Lagers mit Grundrissen und 
Schnitten, 

4. einen Lageplan, aus dem die Lage zu Gebäuden und öffentlichen Verkehrswegen 
im Umkreis von 350 Metern ersichtlich ist, 

5. welche der im Lageplan nach Ziffer 4 eingezeichneten Gebäude zum dauernden 
Aufenthalt von Menschen oder zu Wohnzwecken dienen. 

(3) Änderungen bezüglich der Angaben nach Absatz 2 sind vom Arbeitgeber der zu-
ständigen Behörde unverzüglich anzuzeigen. 

(4) In Lagergebäuden für Stoffe und Gemische der Gruppe A dürfen Räume nicht 
zum dauernden Aufenthalt von Personen, ausgenommen von Aufsichts- und Bedie-
nungspersonal, dienen. 

(5) Stoffe und Gemische der Gruppe A dürfen nur in eingeschossigen Gebäuden ge-
lagert werden. 

5.4.3 Zusätzliche Maßnahmen für Gemische der Gruppe B 

5.4.3.1 Allgemeine Maßnahmen 

Feuerstätten und sonstige Zündquellen dürfen in Lagerräumen nicht vorhanden sein. 

5.4.3.2 Zusätzliche Maßnahmen für die Lagerung von mehr als 100 Tonnen 

(1) Die Temperatur der Gemische darf bei der Einlagerung 70 Grad Celsius nicht 
überschreiten. 

(2) Fördermittel und ihre baulichen Einrichtungen müssen so beschaffen sein oder so 
betrieben werden, dass entstehende Wärme keine Zersetzung des Lagerguts einleiten 
kann. 
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5.4.3.3 Zusätzliche Maßnahmen für unverpackte Gemische über 1 500 Tonnen oder 
für ausschließlich verpackte Gemische über 3 000 Tonnen 

(1) Die Gemische sind in Teilmengen von jeweils höchstens 3 000 Tonnen zu unter-
teilen. Die Unterteilung kann durch feuerbeständige Zwischenwände, durch Haufwerke 
aus nicht brennbarem Lagergut oder durch einen jederzeit freizuhaltenden Zwischenraum 
von mindestens 2,50 Metern Breite vorgenommen werden. Reichen die Zwischenwände 
nicht bis zur Decke, so darf das Lagergut nur bis zu einer Höhe von 1 Meter unterhalb der 
Wandhöhe aufgeschüttet werden. 

(2) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn gleichzeitig 

1. geeignete Löscheinrichtungen vorhanden sind, 

2. Löschwasser in ausreichender Menge zur Verfügung steht, 

3. eine jederzeit einsatzbereite Werkfeuerwehr vorhanden ist, 

4. das ins Lager gelangende Lagergut abgesiebt wird und 

5. die Luft im Lagerraum und in den unterhalb der Lagerfläche befindlichen Ausspei-
cherkanälen fortlaufend überwacht wird. 

5.4.4 Sicherheitstechnische Maßnahmen für Gemische der Gruppe D 

Die Gemische sind vor Austrocknung zu bewahren. 

5.5 Erleichternde Bestimmungen 

5.5.1 Erleichternde Bestimmungen für bestimmte Stoffe und Gemische 

Stoffe und Gemische der Untergruppen A I und A II sowie Gemische mit inerten Stoffen 
der Untergruppe A IV und der Gruppe E können 

1. abweichend von Nummer 5.4.2.2 Absatz 3 in Teilmengen (Stapel) von höchstens 
100 Tonnen unterteilt werden und 

2. abweichend von Nummer 5.4.2.2 Absatz 5 und 6 mit einem Schutzabstand, der der 
Hälfte des dort geforderten Werts entspricht, gelagert werden. 

Voraussetzung hierfür ist der Nachweis durch ein Gutachten der Bundesanstalt für Mate-
rialforschung und -prüfung, dass die Stoffe und Gemische der Untergruppen A I, A II und 
A IV die Beschaffenheitsanforderungen des Anhangs III der Verordnung (EG) 
Nr. 2003/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Oktober 2003 über 
Düngemittel (ABl. L 304 vom 21.11.2003, S. 1), die zuletzt durch die Verordnung (EG) Nr. 
1020/2009 (ABl. L 282 vom 29.10.2009, S. 7) geändert worden ist, erfüllen und Stoffe und 
Gemische der Gruppe E nicht detonationsfähig sind. 

5.5.2 Erleichternde Bestimmungen für ammoniumnitrat- und sprengstoffherstellen-
de Betriebe 

Für ammoniumnitrat- und sprengstoffherstellende Betriebe 

1. sind Nummer 5.4.2.1 Absatz 2 und Nummer 5.4.2.3 Absatz 1 bis 3 für Stoffe und 
Gemische der Gruppe A nicht anzuwenden; 
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2. gilt ein um die Hälfte verminderter Schutzabstand nach Nummer 5.4.2.2 Absatz 5 
und 6. 

5.6 Ausnahmen 

Ausnahmen nach § 19 Absatz 1 durch die zuständige Behörde von den in den in Nummer 
5.4.2 genannten Maßnahmen für Stoffe und Gemische der Gruppen und Untergruppen A, 
D IV und E ergehen im Benehmen mit der Bundesanstalt für Materialforschung und -
prüfung. 
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Anhang II 

(zu § 16 Absatz 2) 

Besondere Herstellungs- und Verwendungsbeschränkungen für bestimmte Stoffe, 

Gemische und Erzeugnisse 

Inhaltsübersicht 

Nummer 1 Asbest 

Nummer 2 2-Naphthylamin, 4-Aminobiphenyl, Benzidin, 4-Nitrobiphenyl 

Nummer 3 Pentachlorphenol und seine Verbindungen 

Nummer 4 Kühlschmierstoffe und Korrosionsschutzmittel 

Nummer 5 Biopersistente Fasern 

Nummer 6 Besonders gefährliche krebserzeugende Stoffe 

Nummer 1 

Asbest 

(1) Arbeiten an asbesthaltigen Teilen von Gebäuden, Geräten, Maschinen, Anlagen, 
Fahrzeugen und sonstigen Erzeugnissen sind verboten. Satz 1 gilt nicht für 

1. Abbrucharbeiten, 

2. Sanierungs- und Instandhaltungsarbeiten mit Ausnahme von Arbeiten, die zu einem 
Abtrag der Oberfläche von Asbestprodukten führen, es sei denn, es handelt sich um 
emissionsarme Verfahren, die behördlich oder von den Trägern der gesetzlichen 
Unfallversicherung anerkannt sind. Zu den Verfahren, die zum verbotenen Abtrag 
von asbesthaltigen Oberflächen führen, zählen insbesondere Abschleifen, Druckrei-
nigen, Abbürsten und Bohren, 

3. Tätigkeiten mit messtechnischer Begleitung, die zu einem Abtrag der Oberfläche 
von Asbestprodukten führen und die notwendigerweise durchgeführt werden müs-
sen, um eine Anerkennung als emissionsarmes Verfahren zu erhalten. 

Zu den nach Satz 1 verbotenen Arbeiten zählen auch Überdeckungs-, Überbauungs- und 
Aufständerungsarbeiten an Asbestzementdächern und -wandverkleidungen sowie Reini-
gungs- und Beschichtungsarbeiten an unbeschichteten Asbestzementdächern und  
-wandverkleidungen. Die weitere Verwendung von bei Arbeiten anfallenden asbesthalti-
gen Gegenständen und Materialien zu anderen Zwecken als der Abfallbeseitigung oder 
Abfallverwertung ist verboten.  

(2) Die Gewinnung, Aufbereitung, Weiterverarbeitung und Wiederverwendung von 
natürlich vorkommenden mineralischen Rohstoffen und daraus hergestellten Gemischen 
und Erzeugnissen, die Asbest mit einem Massengehalt von mehr als 0,1 Prozent enthal-
ten, ist verboten. 

(3) Asbesthaltige Abfälle sind zu versehen mit der genannten Kennzeichnung in Arti-
kel 67 in Verbindung mit Anhang XVII Nummer 6 Spalte 2 Ziffer 3 sowie Anlage 7 dieses 
Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006. 
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(4) Die Absätze 1 und 3 gelten auch für private Haushalte. 

Nummer 2 

2-Naphthylamin, 4-Aminobiphenyl, Benzidin, 4-Nitrobiphenyl 

(1) Folgende Stoffe sowie Gemische, die diese Stoffe mit einem Massengehalt von 
mehr als 0,1 Prozent enthalten, dürfen nicht hergestellt werden: 

1. 2-Naphthylamin und seine Salze, 

2. 4-Aminobiphenyl und seine Salze, 

3. Benzidin und seine Salze und 

4. 4-Nitrobiphenyl. 

(2) Das Herstellungsverbot nach Absatz 1 gilt nicht für Forschungs- und Analysezwe-
cke sowie für wissenschaftliche Lehrzwecke in den dafür erforderlichen Mengen. 

Nummer 3 

Pentachlorphenol und seine Verbindungen 

(1) Über das Verwendungsverbot nach Artikel 67 in Verbindung mit Anhang XVII 
Nummer 22 der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 hinaus dürfen solche Erzeugnisse nicht 
verwendet werden, die mit einem Gemisch behandelt worden sind, die Pentachlorphenol, 
Pentachlorphenolnatrium oder eine der übrigen Pentachlorphenolverbindungen enthält 
und deren von der Behandlung erfasste Teile mehr als 5 Milligramm pro Kilogramm dieser 
Stoffe enthalten. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für Holzbestandteile von Gebäuden und Möbeln sowie für Texti-
lien, die vor dem 23. Dezember 1989 mit Gemischen behandelt wurden, die Penta-
chlorphenol, Pentachlorphenolnatrium oder eine der übrigen Pentachlorphenolverbindun-
gen enthalten. Für das in Artikel 3 des Einigungsvertrags genannte Gebiet tritt an die Stel-
le des 23. Dezember 1989 der 3. Oktober 1990. 

(3) Absatz 1 gilt nicht für Altholz, welches nach der Altholzverordnung vom 15. August 
2002 (BGBl. I S. 3302), die zuletzt durch Artikel 2a der Verordnung vom 20. Oktober 2006 
(BGBl. I S. 2298) geändert worden ist, verwertet wird. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten auch für private Haushalte. 

Nummer 4 

Kühlschmierstoffe und Korrosionsschutzmittel 

(1) Kühlschmierstoffe, denen nitrosierende Agenzien als Komponenten zugesetzt 
worden sind, dürfen nicht verwendet werden. 

(2) Der Arbeitgeber hat im Rahmen der Gefährdungsbeurteilung nach § 6 sicherzu-
stellen, dass den verwendeten Kühlschmierstoffen keine nitrosierenden Stoffe zugesetzt 
worden sind. 

(3) Korrosionsschutzmittel, die gleichzeitig nitrosierende Agenzien oder deren Vorstu-
fen, beispielsweise Nitrit, und sekundäre Amine, einschließlich verkappter sekundärer A-
mine, enthalten, dürfen nicht verwendet werden. Ausgenommen sind sekundäre Amine, 
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deren zugehörige N-Nitrosamine nachweislich keine krebserzeugenden Stoffe der Kate-
gorie 1 oder 2 sind. 

(4) Wassermischbare und wassergemischte Korrosionsschutzmittel, die im Anliefer-
zustand nitrosierende Agenzien oder deren Vorstufen, beispielsweise Nitrit, enthalten, 
dürfen nicht verwendet werden. 

(5) Der Arbeitgeber hat im Rahmen der Gefährdungsbeurteilung nach § 6 sicherzu-
stellen, dass die eingesetzten Korrosionsschutzmittel den Anforderungen der Absätze 3 
und 4 entsprechen. 

Nummer 5 

Biopersistente Fasern 

(1) Folgende mineralfaserhaltige Gefahrstoffe dürfen weder für die Wärme- und 
Schalldämmung im Hochbau, einschließlich technischer Isolierungen, noch für Lüftungs-
anlagen hergestellt oder verwendet werden: 

1. künstliche Mineralfasern (künstlich hergestellte ungerichtete glasige [Silikat-]Fasern 
mit einem Massengehalt von in der Summe über 18 Prozent der Oxide von Natrium, 
Kalium, Calcium, Magnesium und Barium), 

2. Gemische und Erzeugnisse, die künstliche Mineralfasern mit einem Massengehalt 
von insgesamt mehr als 0,1 Prozent enthalten. 

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn die künstlichen Mineralfasern eines der folgenden Krite-
rien erfüllen: 

1. ein geeigneter Intraperitonealtest hat keine Anzeichen von übermäßiger Kanzero-
genität ergeben, 

2. die Halbwertzeit nach intratrachealer Instillation von 2 Milligramm einer Fasersus-
pension für Fasern mit einer Länge von mehr als 5 Mikrometer, einem Durchmesser 
von weniger als 3 Mikrometer und einem Länge-zu-Durchmesser-Verhältnis von 
größer als 3 zu 1 (WHO-Fasern) beträgt höchstens 40 Tage, 

3. der Kanzerogenitätsindex KI, der sich aus der Differenz zwischen der Summe der 
Massengehalte (in Prozent) der Oxide von Natrium, Kalium, Bor, Calcium, Magnesi-
um, Barium und dem doppelten Massengehalt (in Prozent) von Aluminiumoxid 
ergibt, ist bei künstlichen Mineralfasern mindestens 40, 

4. Glasfasern, die für Hochtemperaturanwendungen bestimmt sind, die 

a) eine Klassifikationstemperatur von 1 000 Grad Celsius bis zu 1 200 Grad Celsius 
erfordern, besitzen eine Halbwertzeit nach den unter Ziffer 2 genannten Kriterien 
von höchstens 65 Tagen oder 

b) eine Klassifikationstemperatur von über 1 200 Grad Celsius erfordern, besitzen 
eine Halbwertzeit nach den unter Ziffer 2 genannten Kriterien von höchstens 100 
Tagen. 

(3) Spritzverfahren, bei denen krebserzeugende Mineralfasern verwendet werden, 
sind verboten. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten auch für private Haushalte. 

Sommer
Hervorheben

Sommer
Hervorheben

Sommer
Hervorheben

Sommer
Hervorheben
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Nummer 6 

Besonders gefährliche krebserzeugende Stoffe 

(1) Die folgenden besonders gefährlichen krebserzeugenden Stoffe dürfen nur in ge-
schlossenen Anlagen hergestellt oder verwendet werden: 

1. 6-Amino-2-ethoxynaphthalin, 

2. Bis(chlormethyl)ether, 

3. Cadmiumchlorid (in einatembarer Form), 

4. Chlormethyl-methylether, 

5. Dimethylcarbamoylchlorid, 

6. Hexamethylphosphorsäuretriamid, 

7. 1,3-Propansulton, 

8. N-Nitrosaminverbindungen, ausgenommen solche N-Nitrosaminverbindungen, bei 
denen sich in entsprechenden Prüfungen kein Hinweis auf krebserzeugende Wir-
kungen ergeben hat, 

9. Tetranitromethan, 

10. 1,2,3-Trichlorpropan sowie 

11. Dimethyl- und Diethylsulfat. 

Die Herstellungs- und Verwendungsbeschränkung nach Satz 1 gilt auch für o-Toluidin. 

(2) Die Herstellungs- und Verwendungsbeschränkung nach Absatz 1 gilt nicht für 
Forschungs- und Analysezwecke sowie für wissenschaftliche Lehrzwecke in den dafür er-
forderlichen Mengen. 
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Anhang III 

(zu § 11 Absatz 4) 

Spezielle Anforderungen an Tätigkeiten mit organischen Peroxiden 

Inhaltsübersicht 

Nummer 1  Anwendungsbereich und Begriffsbestimmungen 

Nummer 2  Tätigkeiten mit organischen Peroxiden 

Nummer 1 

Anwendungsbereich und Begriffsbestimmungen 

(1)  Der Anhang III legt nur Anforderungen fest zum Schutz von Beschäftigten und 
Personen nach § 1 Absatz 3 Satz 2 (andere Personen) vor 

a)  Brand- und Explosionsgefährdungen sowie 

b)  den Auswirkungen von Bränden oder Explosionen. 

Gesundheitsschädigende Wirkungen, die bei Tätigkeiten mit organischen Peroxiden auf-
treten können, werden von Anhang III nicht erfasst. 

(2)  Folgende Begriffsbestimmungen gelten für Anhang III: 

a)  Gefahrgruppe ist eine Einteilung von organischen Peroxiden in Abhängigkeit von ih-
rem Abbrandverhalten im verpackten Zustand, 

b)  Gefährliche Objekte sind Betriebsgebäude, Räume oder Plätze, in oder auf denen 
Tätigkeiten mit organischen Peroxiden durchgeführt werden, 

c)  Schutzabstände sind die zwischen gefährlichen Objekten und der Nachbarschaft, 
insbesondere Wohnbereichen und Verkehrswegen, einzuhaltenden Abstände, 

d)  Sicherheitsabstände sind die innerhalb eines Betriebsgeländes einzuhaltenden Ab-
stände, 

e)  Verkehrswege sind Straßen, Schienen- und Schifffahrtswege, die uneingeschränkt 
dem öffentlichen Verkehr zugänglich sind, ausgenommen solche mit geringer Ver-
kehrsdichte, 

f)  Wohnbereich ist ein Bereich, in dem sich bewohnte Gebäude befinden und der nicht 
mit dem Betrieb in Zusammenhang steht; zu den bewohnten Gebäuden zählen auch 
Gebäude und Anlagen mit Räumen, die nicht nur zum vorübergehenden Aufenthalt 
von Personen bestimmt und geeignet sind. 
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Nummer 2  

Tätigkeiten mit organischen Peroxiden 

2.1  Anwendungsbereich 

(1)  Nummer 2 gilt für Tätigkeiten mit organischen Peroxiden. 

(2) Nummer 2 gilt nicht für 

a)  Tätigkeiten mit organischen Peroxiden in Form von Gemischen, wenn 

aa)  das Gemisch nicht mehr als 1,0 Prozent Aktivsauerstoff aus den organischen 
Peroxiden bei höchstens 1,0 Prozent Wasserstoffperoxid enthält oder 

bb)  das Gemisch nicht mehr als 0,5 Prozent Aktivsauerstoff aus den organischen 
Peroxiden bei mehr als 1,0 Prozent, jedoch höchstens 7,0 Prozent Wasserstoff-
peroxid enthält, 

b)  Tätigkeiten mit organischen Peroxiden in Kleinpackungen mit einem Inhalt von bis zu 
100 Gramm festem oder bis zu 25 Milliliter flüssigem organischen Peroxid, sofern 

aa)  die organischen Peroxide nicht dem Sprengstoffgesetz unterfallen, 

bb)  die Kleinpackungen handelsfertig in Verkehr gebracht worden sind und die im 
Betrieb vorhandene Gesamtmasse der organischen Peroxide in den Kleinpa-
ckungen einen Inhalt von insgesamt 100 Kilogramm nicht übersteigt, 

c)  das Aufbewahren explosionsgefährlicher organischer Peroxide, sofern diese den 
Bestimmungen der Zweiten Verordnung zum Sprengstoffgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 10. September 2002 (BGBl. I S. 3543), die zuletzt durch Arti-
kel 2 der Verordnung vom 26. November 2010 (BGBl. I S. 1643) geändert worden ist, 
unterliegen. 

2.2  Begriffsbestimmungen 

Folgende Begriffsbestimmungen gelten für Nummer 2: 

a)  Aktivsauerstoff ist der für Oxidationsreaktionen verfügbare abspaltbare Sauerstoff der 
Peroxidgruppe (pro Peroxogruppe jeweils ein Sauerstoffatom), 

b)  der korrigierte Stoffdurchsatz Ak (angegeben in Kilogramm/Minute) charakterisiert 
das Abbrandverhalten eines organischen Peroxids in seiner Verpackung bezogen auf 
eine Menge von 10 000 Kilogramm. Darin sind das Maß der Vollständigkeit und 
Gleichmäßigkeit des Abbrandes sowie das Wärmestrahlungsvermögen der Flammen 
berücksichtigt. 

2.3  Zuordnung organischer Peroxide zu Gefahrgruppen 

(1)  Der Arbeitgeber darf eine Tätigkeit mit einem organischen Peroxid nur ausüben 
lassen, wenn die Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung für dieses organische 
Peroxid eine Gefahrgruppe nach Absatz 2 bekannt gegeben hat. Hat die Bundesanstalt 
für Materialforschung und -prüfung für explosionsgefährliche organische Peroxide die La-
gergruppenzuordnung I, II oder III nach der Zweiten Verordnung zum Sprengstoffgesetz in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 10. September 2002 (BGBl. I S. 3543), die zuletzt 
durch Artikel 2 der Verordnung vom 26. November 2010 (BGBl. I S. 1643) geändert wor-
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den ist, bekannt gegeben, gilt für diese organischen Peroxide entsprechend die Gefahr-
gruppe OP I, OP II oder OP III als bekannt gegeben. Satz 1 findet keine Anwendung auf 
organische Peroxide in Form von Gemischen, die organische Peroxide mit einem Mas-
sengehalt unter 10 Prozent und Wasserstoffperoxid mit einem Massengehalt unter 5 Pro-
zent enthalten. 

(2)  Für die Einteilung in Gefahrgruppen gelten folgende Kriterien:  

a)  Gefahrgruppe OP I: organische Peroxide dieser Gruppe brennen sehr heftig unter 
starker Wärmeentwicklung ab; der Brand breitet sich rasch aus; Packungen organi-
scher Peroxide können auch vereinzelt mit geringer Druckwirkung explodieren; dabei 
kann sich der gesamte Inhalt einer Packung umsetzen; einzelne brennende Packun-
gen können fortgeschleudert werden; die Gefährdung der Umgebung durch Wurfstü-
cke ist gering; Gebäude in der Umgebung sind im Allgemeinen durch Druckwirkung 
nicht gefährdet; diese Gefahrgruppe wird in die Untergruppen Ia und Ib unterteilt; die 
Gefahrgruppe OP Ia umfasst die organischen Peroxide mit einem korrigierten 
Stoffdurchsatz Ak größer oder gleich 300 Kilogramm/Minute; die Gefahrgruppe OP Ib 
umfasst die organischen Peroxide mit einem korrigierten Stoffdurchsatz Ak größer 
oder gleich 140 Kilogramm/Minute, jedoch kleiner 300 Kilogramm/Minute, 

b)  Gefahrgruppe OP II: organische Peroxide dieser Gruppe brennen heftig unter starker 
Wärmeentwicklung ab; der Brand breitet sich rasch aus; die Packungen organischer 
Peroxide können auch vereinzelt mit geringer Druckwirkung explodieren; dabei setzt 
sich jedoch nicht der gesamte Inhalt einer Packung um; die Umgebung ist hauptsäch-
lich durch Flammen und Wärmestrahlung gefährdet; Bauten in der Umgebung sind 
durch Druckwirkung nicht gefährdet; die Gefahrgruppe OP II umfasst die organischen 
Peroxide mit einem korrigierten Stoffdurchsatz Ak größer oder gleich 60 Kilo-
gramm/Minute, jedoch kleiner 140 Kilogramm/Minute, 

c)  Gefahrgruppe OP III: organische Peroxide dieser Gruppe brennen ab, wobei die 
Auswirkungen des Brandes denen brennbarer Stoffe vergleichbar sind; die Gefahr-
gruppe OP III umfasst die organischen Peroxide mit einem korrigierten Stoffdurchsatz 
Ak kleiner 60 Kilogramm/Minute,  

d)  Gefahrgruppe OP IV: organische Peroxide dieser Gruppe sind schwer entzündbar 
und brennen so langsam ab, dass die Umgebung durch Flammen und Wärmestrah-
lung praktisch nicht gefährdet ist; die Angabe eines korrigierten Stoffdurchsatzes Ak 
ist für diese Gefahrgruppe nicht möglich. 

(3)  Liegt für ein organisches Peroxid keine Gefahrgruppenzuordnung vor, hat der 
Arbeitgeber eine solche bei der Bundesanstalt für Materialforschung und –prüfung schrift-
lich oder elektronisch zu beantragen. Dem Antrag sind die erforderlichen Unterlagen bei-
zufügen. Die Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung gibt die Gefahrgruppen-
zuordnung bekannt. 

(4)  Abweichend von Absatz 3 kann der Arbeitgeber auch von einer anderen geeigne-
ten Stelle prüfen lassen, welche Gefahrgruppenzuordnung vorzunehmen ist. In diesem 
Fall hat der Arbeitgeber das Prüfergebnis mit den erforderlichen Unterlagen der Bundes-
anstalt für Materialforschung und -prüfung vorzulegen. Die Bundesanstalt für Materialfor-
schung und -prüfung gibt die Gefahrgruppenzuordnung bekannt, wenn diese als zutref-
fend bewertet worden ist. 

(5)  Bis zur Bekanntgabe der Gefahrgruppenzuordnung durch die Bundesanstalt für 
Materialforschung und -prüfung müssen organische Peroxide mit einer Peroxidkonzentra-
tion 

a)  größer oder gleich 57 Prozent wie organische Peroxide der Gefahrgruppe OP Ib, 
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b)  größer oder gleich 32 Prozent, aber kleiner 57 Prozent wie organische Peroxide der 
Gefahrgruppe OP II, 

c)  größer oder gleich 10 Prozent, aber kleiner 32 Prozent wie organische Peroxide der 
Gefahrgruppe OP III 

behandelt werden. 

(6)  Nicht brennbare organische Peroxide mit einer Peroxidkonzentration größer oder 
gleich 10 Prozent können wie organische Peroxide der Gefahrgruppe OP IV behandelt 
werden, wenn hierzu die Zustimmung der zuständigen Behörde vorliegt. Die vorläufige 
Gefahrgruppenzuordnung darf nicht länger als zwei Jahre genutzt werden. 

2.4  Informationsermittlung und Gefährdungsbeurteilung 

(1)  Bei Tätigkeiten mit einem organischen Peroxid hat der Arbeitgeber im Rahmen 
der Gefährdungsbeurteilung nach § 6 fachkundig zu ermitteln, ob die von der Bundesan-
stalt für Materialforschung und -prüfung bekannt gegebene Gefahrgruppenzuordnung des 
organischen Peroxids für die Tätigkeiten anwendbar ist. Stimmen die Kriterien der Zuord-
nung mit den Bedingungen der Tätigkeiten überein, hat er die aus der Gefahrgruppenzu-
ordnung resultierenden Schutzmaßnahmen zu ergreifen. Stellt der Arbeitgeber fest, dass 
die bekannt gegebene Gefahrgruppenzuordnung für einzelne Tätigkeiten nicht übernom-
men werden kann, legt er fachkundig für die betreffenden Tätigkeiten eine abweichende 
Gefahrgruppe fest. Ist der Arbeitgeber selbst nicht fachkundig, hat er sich fachkundig be-
raten zu lassen. 

(2)  Stellt der Arbeitgeber im Rahmen der Gefährdungsbeurteilung nach § 6 fest, 
dass bei der Herstellung, Be- oder Verarbeitung organischer Peroxide Gemische auftreten 
können, die detonationsfähig sind oder zur schnellen Deflagration oder heftigen Wärme-
explosion neigen, hat der Arbeitgeber ein Gutachten der Bundesanstalt für Materialfor-
schung und -prüfung einzuholen, das insbesondere auf die zu treffenden Schutzmaß-
nahmen eingeht. Dies gilt auch, wenn Tätigkeiten mit organischen Peroxiden in ortsfesten 
Freianlagen, einschließlich der Lagerung in Tanks oder Silos, ausgeübt werden sollen. 

2.5  Schutz- und Sicherheitsabstände 

(1)  Der Arbeitgeber hat für Gebäude und Freianlagen, in oder auf denen Tätigkeiten 
mit organischen Peroxiden durchgeführt werden, ausreichende Schutzabstände zu 
Wohnbereichen und öffentlichen Verkehrswegen sowie Sicherheitsabstände zu innerbe-
trieblichen Gebäuden oder Anlagen festzulegen. Zu Gebäuden, in denen nur Tätigkeiten 
mit organischen Peroxiden der Gefahrgruppe OP IV durchgeführt werden, sind keine 
Schutz- und Sicherheitsabstände einzuhalten. 

(2)  Die Schutz- und Sicherheitsabstände sind in Abhängigkeit von der Gefahrgruppe 
und der Menge der vorhandenen organischen Peroxide sowie der Lage, Anordnung und 
Bauart der Gebäude und Anlagen festzulegen. 

(3)  Beim Aufbewahren von organischen Peroxiden der Gefahrgruppe OP Ia bis zu 
einer Nettomasse von 100 Kilogramm und der Gefahrgruppen OP Ib, OP II und OP III bis 
zu einer Nettomasse von 200 Kilogramm sind keine Schutz- und Sicherheitsabstände ein-
zuhalten. Es muss jedoch sichergestellt sein, dass eine nicht bestimmungsgemäße Um-
setzung organischer Peroxide nicht nach außen oder nur in ungefährliche Richtung wirken 
kann. 
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2.6  Bauliche Anforderungen 

Der Arbeitgeber hat Gebäude, in denen Tätigkeiten mit organischen Peroxiden 
durchgeführt werden, so zu errichten, dass eine Gefährdung der Beschäftigten und ande-
rer Personen bei Betriebsstörungen oder Unfällen auf ein Minimum reduziert wird. Kann 
durch eine eintretende Zersetzung eine Gefährdung auftreten, hat er sicherzustellen, dass 
insbesondere Gebäude und Räume zum Herstellen, Bearbeiten, Verarbeiten, Abfüllen 
oder Vernichten organischer Peroxide 

a)  in Sicherheitsbauweise errichtet werden, 

b)  über ausreichend widerstandsfähige Decken und Wände verfügen und 

c)  über ausreichend bemessene Druckentlastungsflächen in Wänden oder Decken ver-
fügen, die im Explosionsfall einen schnellen Druckabbau ermöglichen; diese müssen 
aus leichten Baustoffen bestehen und ihre Widerstandsfähigkeit muss deutlich niedri-
ger sein als die anderer Bauteile. 

2.7  Zündquellen 

Der Arbeitgeber hat die Bereiche, in denen Zündquellen vermieden werden müssen, 
im Rahmen der Gefährdungsbeurteilung festzulegen und hierfür die erforderlichen 
Schutzmaßnahmen, einschließlich der Kennzeichnung dieser Bereiche, zu ergreifen. 

2.8  Innerbetrieblicher Transport 

Zum innerbetrieblichen Transport eines organischen Peroxids dürfen nur Kraftfahr-
zeuge oder Flurförderzeuge eingesetzt werden, die keine Zündquelle für das organische 
Peroxid darstellen. 

2.9  Anforderungen an das Aufbewahren organischer Peroxide 

(1)  Organische Peroxide, die dem Sprengstoffgesetz unterfallen, sind aufzubewah-
ren nach Maßgabe der Vorschriften der Zweiten Verordnung zum Sprengstoffgesetz in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 10. September 2002 (BGBl. I S. 3543), die zuletzt 
durch Artikel 2 der Verordnung vom 26. November 2010 (BGBl. I S. 1643) geändert wor-
den ist. Für das Aufbewahren organischer Peroxide, die nicht dem Sprengstoffgesetz un-
terfallen, gelten die Absätze 2 bis 5. 

(2)  Lagergebäude für organische Peroxide der Gefahrgruppen OP I bis OP III müs-
sen in eingeschossiger Bauweise errichtet sein. Abweichend von Satz 1 darf ein Lagerge-
bäude auch mehrgeschossig sein, wenn die Gefährdungsbeurteilung ergibt, dass die Ge-
fährdung der Beschäftigten und anderer Personen durch die mehrgeschossige Bauweise 
nicht erhöht wird. 

(3)  Lagerräume für organische Peroxide der Gefahrgruppen OP I bis OP III müssen 
mit Druckentlastungsflächen versehen sein. 

(4)  Lagerräume müssen so errichtet und ausgerüstet sein, dass die höchstzulässige 
Aufbewahrungstemperatur für organische Peroxide nicht überschritten wird. 

(5)  Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass organische Peroxide mit anderen Stof-
fen, Gemischen oder Erzeugnissen nur zusammengelagert oder gemeinsam abgestellt 
werden, wenn hierdurch keine wesentliche Erhöhung der Gefährdung eintreten kann. 
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2.10  Anforderungen an Betriebsanlagen und -einrichtungen 

(1)  Betriebsanlagen und -einrichtungen müssen so beschaffen und ausgerüstet sein, 
dass auch bei Betriebsstörungen oder Unfällen die Sicherheit aufrechterhalten und ein 
unkontrollierter Austritt von organischen Peroxiden vermieden wird. Sie müssen vollstän-
dig und gefahrlos entleert werden können. 

(2)  Betriebsanlagen müssen so errichtet sein, dass durch sie keine gefährlichen Re-
aktionen der organischen Peroxide ausgelöst werden. Sie sind mit Kontroll- und Regelein-
richtungen für den sicheren Betrieb auszurüsten. 

(3)  Gefährliche Einschlüsse organischer Peroxide müssen vermieden werden. 

(4)  Art und Anzahl der Feuerlöscheinrichtungen müssen für die besonderen Eigen-
schaften der organischen Peroxide ausgelegt sein. 
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